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Stellungnahme Nr. 23/2014

Bern, Mai 2014

der

Über die Meldepflicht im 
Gefängnisbereich für Informationen, 

die dem medizinischen 
Berufsgeheimnis unterstehen 
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Von der Kommission am 16. Mai 2014 genehmigt.
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Empfehlung

In Anerkennung 

– des legitimen Anliegens, die Bevölkerung insbesondere vor Gewaltverbrechen zu   

 schützen;

– der Notwendigkeit, die Gefährlichkeit von inhaftierten Personen zu beurteilen, damit   

 angemessene Strafen und Massnahmen ausgesprochen werden können;

– der Notwendigkeit, diese Beurteilung ständig zu verbessern; 

– der Bedeutung einer auf Vertrauen basierenden Zusammenarbeit zwischen allen   

 Akteuren des Strafvollzugs;

Unter Berücksichtigung,

– dass eine Meldepflicht die Beurteilung der Gefährlichkeit nicht erleichtert und somit kein  

 Instrument darstellt, um die Sicherheit der Bevölkerung zu verbessern; 

– dass diese Meldepflicht im Gegenteil die Sicherheit gefährden kann, da inhaftierte   

 Personen, die ihre Strafe verbüsst haben, in die Gesellschaft zurückkehren, ohne eine –  

 vor allem im psychischen Bereich – angemessene Behandlung erhalten zu haben; 

– dass die Meldepflicht die Ärztinnen und Ärzte tendenziell davon abhält, für inhaftierte   

 Personen tätig zu sein; 

– dass die Meldepflicht einen schwerwiegenden Eingriff in die Privatsphäre der inhaftierten

  Personen darstellt und den international anerkannten ethischen Grundsätzen   

 zuwiderläuft;

empfiehlt die NEK einstimmig, das heutige System – das bereits eine Meldemöglichkeit, 

aber keine Meldepflicht vorsieht – beizubehalten. 
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«Medical practice in the community and
in the prison context should be guided by

the same ethical principles» [1]

Einleitung

Mehrere Westschweizer Kantone prüfen zurzeit die Möglichkeit, für Gesundheitsfach-

personen eine Meldepflicht für Informationen einzuführen, welche die Gefährlichkeit der 

inhaftierten Personen betreffen. Drei Kantone – Genf, Wallis und Waadt (siehe Anhang) – 

erwägen, ihre Gesetze entsprechend zu ändern. Zudem hat die Konferenz der Justiz- und 

Polizeidirektoren der lateinischen Schweiz (LKJPD) eine Empfehlung1 verabschiedet, in 

der sie sich für eine Meldepflicht für Informationen ausspricht, die möglicherweise im 

Zusammenhang mit der Gefährlichkeit inhaftierter Personen stehen [2]. Die Frage, ob 

die Gesundheitsfachpersonen verpflichtet werden sollen, den zuständigen Behörden be-

stimmte Sachverhalte oder Einschätzungen zu melden, stellt sich somit in der Schweiz 

ganz konkret. 

Um eine solche gesetzliche Meldepflicht für das Gesundheitspersonal zu rechtfertigen, 

werden in erster Linie die Interessen der Gesellschaft und die Sicherheit der Bevölke-

rung geltend gemacht. Die Befürworter dieser Pflicht sind der Ansicht, den Interessen 

der Bevölkerung sei der Vorrang zu geben, wenn diese in Konflikt mit den Rechten der 

inhaftierten Personen treten. Die NEK ist sich bewusst, wie heikel diese Problematik vor 

dem Hintergrund der jüngeren tragischen Ereignisse insbesondere in den Kantonen 

Waadt und Genf ist; sie anerkennt voll und ganz, dass die Gewährleistung des Schutzes 

aller Mitglieder der Gesellschaft und der Schutz ihres Rechts auf Leben, Gesundheit und 

Sicherheit durch die Behörden legitim und wichtig ist. Die Kommission hält es jedoch 

für ethisch nicht vertretbar, das Gesundheitspersonal einer Meldepflicht zu unterstellen: 

Eine solche Pflicht stellt einen übermässigen Eingriff in die Grundrechte der inhaftierten 

Personen dar. Weiter steht die Meldepflicht im Widerspruch zu öffentlichen Interessen 

(Resozialisierung von Straftätern und öffentliche Sicherheit), da sie das Risiko erhöht, 

1   Artikel 2 – Ausnahme vom Arzt- und Amtsgeheimnis 
 1 Wurde für einen Gefangenen eine stationäre Behandlung (Art. 59 StGB), eine ambulante Behandlung (Art. 63 StGB) 
oder eine Verwahrung (Art. 64 StGB) angeordnet oder ist Gemeingefährlichkeit anzunehmen oder befindet sich eine Person unter 
Bewährungshilfe (Art. 93 StGB) oder untersteht ärztlichen Weisungen (Art. 94 StGB), so sind die kantonalen und Gemeindebe-
hörden, die Ärzte, die Psychologen und alle anderen therapeutischen Beteiligten, die mit der Betreuung des Gefangenen betraut 
sind, vom Amts- und Arztgeheimnis entbunden, sofern die zuständige Behörde über wichtige Sachverhalte informiert werden 
muss, die die laufenden Massnahmen oder Vollzugsöffnungen oder allgemein die Einschätzung der Gefährlichkeit der betreffen-
den Person beeinflussen können.
 2 Auf jeden Fall können an das Berufsgeheimnis gebundene Personen auf ihr Ersuchen über die zuständige Behörde 
oder auf Ersuchen des Gefangenen selbst von diesem entbunden werden. 
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dass inhaftierte Personen in die Gesellschaft zurückkehren, ohne zuvor eine korrekte Be-

handlung ihrer medizinischen – insbesondere ihrer psychischen – Probleme erhalten zu 

haben. Schliesslich ist nicht erwiesen, dass sich mit einer Meldepflicht die Gefährlich-

keit einer Person besser beurteilen lässt als mit dem heute geltenden System, das eine  

Meldemöglichkeit vorsieht. 

Die NEK kommt einstimmig zum Schluss, dass die nachfolgend dargelegten Argumen-

te einer Meldepflicht für Gesundheitsfachpersonen, die inhaftierte Personen betreuen, 

deutlich entgegenstehen.

1. Abweichung von einem System, das bereits Ausnahmen vorsieht

Mit der heutigen Regelung ist es bereits möglich, Straftaten vorzubeugen in Situatio-

nen, in denen eine Gesundheitsfachperson zum Schluss gelangt, das Interesse Dritter 

– beispielsweise potentieller Opfer – habe Vorrang vor dem Recht der Patientin bzw.  

des Patienten auf Wahrung des medizinischen Berufsgeheimnisses. Die im Zusam-

menhang mit den jüngeren Ereignissen verfassten Gutachten haben das medizinische  

Berufsgeheimnis nicht in Frage gestellt [3]. Ausserdem ist nicht erwiesen, dass jene  

Verbrechen, welche Anlass waren für die in der Westschweiz laufenden Gesetzgebungs-

projekte, mit einer Änderung der heutigen Regelung hätten verhindert werden können.  

Es ist bedauerlich, dass die politischen Behörden einen so massiven Eingriff in 

Grundrechte in Erwägung ziehen, ohne vorgängig die Notwendigkeit und Verhält-

nismässigkeit der Massnahme aufgezeigt zu haben. Ein Grundrechtseingriff sollte 

auf einer sorgfältigen Analyse beruhen, in der untersucht wird, ob der Eingriff im  

Hinblick auf die Wahrung des öffentlichen Interesses erforderlich und verhältnis - 

mässig ist. Gemäss den Kenntnissen der NEK fehlt in vorgliegendem Fall eine solche 

Analyse. 

Eine Gesundheitsfachperson kann bereits heute insbesondere in zwei Situationen  

vom medizinischen Berufsgeheimnis entbunden werden: Erstens kann sie bei einer 

Behörde ein Gesuch einreichen, wenn sie der Ansicht ist, dies sei zur Wahrung von 

Interessen erforderlich, die das Berufsgeheimnis überwiegen. Diese überwiegen-

den Interessen können jene der Patientin oder des Patienten sein, wenn beispiels - 

weise eine Selbstgefährdung vorliegt, oder jene von Dritten. Die kantonale Behörde,  

die das Gesuch behandelt, entscheidet dann gestützt auf die vorgenommene  

Interessenabwägung, ob das medizinische Berufsgeheimnis aufgehoben werden 

soll oder nicht [4]. Zweitens kann in einem dringenden Fall – wenn ein Entscheid  

der kantonalen Behörde nicht in nützlicher Frist eingeholt werden kann – eine  

Gesundheitsfachperson ihr Berufsgeheimnis durchbrechen, um ein unmittelbar 

gefährdetes Recht zu schützen [5]. Bei dieser zweiten Möglichkeit können die Straf- 

behördenoder die Ordnungskräfte direkt benachrichtigt werden [6]. Ferner ist es  

für die  Gesundheitsfachpersonen bei der täglichen Arbeit im Netzwerk ohne weiteres  

möglich, Informationen an das Gefängnispersonal weiterzugeben, wenn diese  
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so allgemein formuliert sind, dass das medizinische Berufsgeheimnis nicht verletzt  

wird [7].

2. Verwechslung oder Vermischung von Betreuung und Begutachtung 

In den kantonalen Gesetzen sind ärztliche Gutachterinnen und Gutachter dazu bestimmt, 

einen Beitrag zur Beurteilung der Gefährlichkeit von Personen im Straf- oder Massnah-

menvollzug zu leisten. Die medizinische Gutachterin bzw. der medizinische Gutachter 

erhält von einer Strafjustizbehörde einen präzisen Auftrag und beantwortet die von ihr 

gestellten Fragen. Das Gutachten dient bereits heute in einer Reihe von Situationen – von 

der Strafmilderung über die Aufhebung und Aufrechterhaltung bis zur Verlängerung ei-

ner Massnahme – als Grundlage für die Beurteilung der Gefährlichkeit. Der medizinische 

Gutachter erhält eine spezialisierte Ausbildung und verfügt über spezifische Berufserfah-

rung. Ausbildung und Erfahrung sind unabdingbar in Anbetracht der grossen Herausfor-

derung, welche die Beurteilung der Gefährlichkeit darstellt.

Die Betreuungstätigkeiten (Prävention, Diagnose, Behandlung) müssen strikt von der 

medizinischen Begutachtung unterschieden werden. Eine klare Trennung dieser beiden 

Tätigkeiten ermöglicht es, die Eigenheiten der beiden Aufgaben zu wahren [8]. Zum ei-

nen wird damit sichergestellt, dass entsprechend ausgebildete und erfahrene Gutachte-

rinnen und Gutachter eine neutrale und unabhängige Beurteilung vornehmen können, 

ohne durch eine allfällige Beziehung zur Patientin bzw. zum Patienten beeinflusst oder 

voreingenommen zu sein. Zum anderen gewährleistet der Aufbau einer möglichst ver-

trauens- und dialogbasierten therapeutischen Beziehung, dass der betreuende Arzt sei-

nen inhaftierten Patienten wirksam behandeln kann. Die Trennung zwischen Betreuung 

und Begutachtung verhindert, dass die Gesundheitsfachpersonen zu Hilfspersonen der 

Justiz werden – eine Aufgabe, für die sie weder ausgebildet noch kompetent sind. 

3. Beeinträchtigung der Interessen der Allgemeinheit

Bei der Vertraulichkeit geht es nicht nur um die Wahrung des Interesses eines Einzel-

nen (eines inhaftierten oder freien Patienten, indem dessen Recht auf Selbstbestimmung 

gewahrt wird) oder einer Berufsgruppe (der Gesundheitsfachpersonen, indem Rahmen-

bedingungen für die Ausübung von präventiven, diagnostischen oder therapeutischen 

Tätigkeiten festgelegt werden). Vielmehr muss die Gesundheit im Strafvollzug als Teil 

der öffentlichen Gesundheit angesehen werden [9], das heisst als öffentliches Gesund-

heitsanliegen. Durch die medizinische Versorgung einer Person, namentlich einer inhaf-

tierten Person, werden – direkt oder indirekt – auch das allgemeine Wohlergehen und die 

öffentliche Sicherheit gewährleistet. Denn die erbrachte Versorgung, vor allem diejeni-

ge, welche auf die Verbesserung des mentalen Gleichgewichts der inhaftierten Person 

ausgerichtet ist, kommt auch der Gesellschaft zugute: Die nach verbüsster Strafe in die 

Freiheit entlassene Person wird psychisch ausgeglichener sein und eine geringere Rück-

fallgefahr aufweisen. Bereits vor der Freilassung reduziert die dank der medizinischen 

Versorgung im Strafvollzug verbesserte psychische Gesundheit die Gefahr von Gewaltta-
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ten sowohl gegenüber Gefängnisangestellten als auch gegenüber anderen Gefangenen.2 

In beiden Fällen bringt eine hochwertige medizinische Versorgung im Strafvollzug auch 

für die Gesellschaft Vorteile, nicht nur für die inhaftierte Person. Dies ist auch der Grund, 

warum das Strafgesetzbuch die Anordnung von therapeutischen Massnahmen vorsieht: 

«1. Eine Massnahme ist anzuordnen, wenn: a. eine Strafe allein nicht geeignet ist, der Ge-

fahr weiterer Straftaten des Täters zu begegnen; b. ein Behandlungsbedürfnis des Täters 

besteht oder die öffentliche Sicherheit dies erfordert» [11]. 

4. Wegfall der für die Ausübung der Medizin erforderlichen Vertraulichkeit

Die medizinische Erfahrung bestätigt, dass die Vertraulichkeit unabdingbar ist, damit sich 

eine therapeutische Beziehung entwickeln kann. Vertrauen und Offenheit stehen im Zen-

trum dieser Beziehung und ihrer Wirksamkeit [12]. Alle Gesundheitsfachpersonen haben 

die Pflicht, der inhaftierten Person ab Beginn der Beratung oder Behandlung jede Ein-

schränkung des medizinischen Berufsgeheimnisses mitzuteilen. Sind die Gesundheits-

fachpersonen gesetzlich verpflichtet, gewisse Sachverhalte zu melden, haben sie dies 

dem Insassen gegenüber ebenfalls offen zu legen. Dabei handelt es sich um eine ethi-

sche Grundregel. Ohne Vertraulichkeit wird die inhaftierte Person zu Recht zögern, ihre 

Schwächen und Probleme offenzulegen; sie wird sich darauf beschränken, Sachverhalte 

oder Gefühle mitzuteilen, deren Bekanntgabe ihr nicht schaden kann. Sie wird alles tun, 

um ihre Intimsphäre zu schützen – ein Bedürfnis, dem alle Menschen zu Recht höchste 

Bedeutung beimessen. Es besteht also die Gefahr, dass sich die Behandlung auf einen 

somatischen und medikamentösen Ansatz beschränkt. Mit anderen Worten: Ohne einen 

Rahmen, der eine echte Beziehung ermöglicht, schadet eine Behandlung der Gesundheit 

der Patientinnen und Patienten tendenziell eher, als sie zu verbessern. 

Inhaftierte Personen leiden ausserdem oft an psychischen Störungen [13] – und zwar 

vor, während und nach der Inhaftierung. Das Gefängnismilieu kann bestimmte psychi-

sche Störungen noch verstärken, vor allem wenn die Lebensbedingungen im Gefängnis 

schwierig sind. Es ist daher besonders wichtig, diese Störungen adäquat zu behandeln. 

Ohne Vertraulichkeit ist diese Behandlung gefährdet. 

5. Verstoss gegen die Grundsätze der Nichtdiskriminierung und der 

 Gleichwertigkeit 

Viele internationale Normen wie das Europäische Übereinkommen zur Verhütung von 

Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe [14], dem die 

Schweiz beigetreten ist, weisen auf die Pflicht hin, die Grundrechte von inhaftierten Per-

sonen zu wahren. Für inhaftierte Personen gelten die Grundrechte gleichermassen wie 

für Personen in Freiheit. Ist das Recht auf persönliche Freiheit aufgrund der verhängten 

2   Artikel 75 Absatz 1 des Schweizerischen Strafgesetzbuches lautet wie folgt: «Der Strafvollzug hat das soziale 
Verhalten des Gefangenen zu fördern, insbesondere die Fähigkeit, straffrei zu leben. Der Strafvollzug hat den allgemeinen 
Lebensverhältnissen so weit als möglich zu entsprechen, die Betreuung des Gefangenen zu gewährleisten, schädlichen Folgen 
des Freiheitsentzugs entgegenzuwirken und dem Schutz der Allgemeinheit, des Vollzugspersonals und der Mitgefangenen  
angemessen Rechnung zu tragen» [10].
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Strafe eingeschränkt, lässt sich daraus nicht die Einschränkung sämtlicher Grundrechte 

ableiten. Aus diesem Grund ist es wichtig, die Grundsätze der Nichtdiskriminierung und 

der Gleichwertigkeit einzuhalten. 

– Der Grundsatz der Nichtdiskriminierung verlangt, dass allfällige Unterschiede in 

der medizinischen Behandlung von inhaftierten Personen im Vergleich zur übrigen 

Bevölkerung auf verhältnismässigen und nicht-willkürlichen Beweggründen beruhen. 

Die Meldepflicht stellt eine offensichtliche Ungleichbehandlung dar, die – wie oben 

erklärt– auf nicht ausreichenden Beweggründen beruht. 

– Der Grundsatz der Gleichwertigkeit verlangt, dass inhaftierte Personen in den 

Genuss von Gesundheitsleistungen kommen, die vergleichbar sind mit denjenigen, 

welche der gesamten Bevölkerung zur Verfügung stehen; sie dürfen nicht aufgrund 

ihrer rechtlichen Situation diskriminiert werden [15]. Es liegt auf der Hand, dass die 

inhaftierten Personen mit der Einführung einer Meldepflicht keine gleichwertige 

Behandlung mehr erhalten würden. 

Eine Meldepflicht für Gesundheitsfachpersonen, die inhaftierte Personen betreuen, wi-

derspricht also sowohl dem Grundsatz der Nichtdiskriminierung als auch jenem der 

Gleichwertigkeit. Ihre Willkürlichkeit und Unverhältnismässigkeit offenbaren sich ferner 

in der Tatsache, dass eine Meldepflicht auch den Europäischen Strafvollzugsgrundsätzen 

zuwider läuft, die ihrerseits deutlich auf die Unantastbarkeit des medizinischen Berufs-

geheimnisses hinweisen und denen das Bundesgericht eine gewisse Verbindlichkeit zu-

erkennt [16]. 

6. Verlagerung statt Lösung der Frage nach der Sachdienlichkeit von Information

Wird eine Gesundheitsfachperson dazu verpflichtet, alle Informationen oder «wichtigen» 

Sachverhalte zu melden, die in irgendeiner Weise in Zusammenhang mit der Entwicklung 

der Gefährlichkeit der inhaftierten Personen stehen, ist sie gezwungen, sich zwischen 

zwei Polen einzuordnen: Auf der einen Seite des Spektrums kann die Gesundheitsfach-

person ihr eigenes Rechtsrisiko minimieren und grosszügig Auskunft geben – auch bei 

einem geringfügigen Verdacht. Die Behörden müssen dann damit rechnen, mit Meldun-

gen überhäuft zu werden, denen allen nachgegangen werden muss. Auf der anderen Sei-

te des Spektrums kann die Gesundheitsfachperson nur jene Informationen weitergeben, 

welche ihres Erachtens mit einer offensichtlichen Gefahr in Zusammenhang stehen [17]. 

Damit geht sie im Falle einer falschen Beurteilung das Risiko ein, dass eine Administra-

tiv- oder gar eine Strafuntersuchung gegen sie eröffnet wird. Im zweiten Fall erhalten 

die Behörden nicht mehr Informationen als heute, da das Gesundheitspersonal gemäss 

geltendem Recht bereits eine Meldemöglichkeit hat. 

Will sich eine Gesundheitsfachperson zwischen den beiden Polen positionieren, ist sie 

auf rechtlichen Rat angewiesen, um ihre Pflicht besser einschätzen zu können. Es ist 
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jedoch praktisch kaum möglich, eine Meldepflicht eindeutig zu formulieren. Unweiger-

lich muss dabei auf unscharfe Begriffe wie «Gefährlichkeit» zurückgegriffen werden. Je-

denfalls wird die vorgängige Einschätzung, ob eine Information «für die Beurteilung der 

Gefährlichkeit der Person generell nötig» ist (Art. 5A Abs. 2) [18] ein schwieriges Unter-

fangen bleiben. Man kann sich heute schlecht vorstellen, welche Behörde das Gesund-

heitspersonal im Strafvollzug dazu anleiten könnte, nach bestem Wissen und Gewissen 

festzulegen, was es melden soll. 

7. Ungerechtfertigte Ausrichtung auf nur eine Berufsgruppe

Die Gesundheitsfachpersonen sind nicht die einzigen, welche über wichtige Informati-

onen verfügen, die sich auf die Beurteilung der Gefährlichkeit einer inhaftierten Person 

auswirken können. Rechtsanwälte oder Seelsorgerinnen haben ebenfalls Zugang zu die-

ser Art von Informationen – auch wenn ihre Aufgabe nicht die gleiche ist wie jene des 

Gesundheitspersonals. Niemand denkt jedoch daran, das Berufsgeheimnis eines Rechts-

anwalts einzuschränken, indem man ihn dazu verpflichtet, eine vermutete Gefährlich-

keit seiner Klientin bekanntzugeben. Dadurch, dass nur das Gesundheitspersonal dieser 

Pflicht unterstellt wird, erweckt der Gesetzgeber den Eindruck, das Recht auf medizini-

sche Versorgung und die damit einhergehende Möglichkeit, die Gefährlichkeit zu redu-

zieren, seien weniger wichtig als das Recht auf Verteidigung. Ist das angestrebte Ziel der 

Schutz der Bevölkerung vor schweren Straftaten gegen Leib und Leben, warum sich dann 

auf die Personen im Straf- und Massnahmenvollzug beschränken? Konsequenterweise 

müsste man auch für die Ärzteschaft, welche Patientinnen und Patienten ausserhalb der 

Gefängnisse behandelt, die Pflicht in Betracht ziehen, bei vermuteter Gefährlichkeit Mel-

dung zu erstatten. Werden heute einer Psychiaterin Informationen anvertraut, die nahe-

legen, dass ihr nicht-inhaftierter Patient gefährlich sein könnte, ist sie grundsätzlich nicht 

verpflichtet, bei der Behörde Anzeige zu erstatten – sie kann es jedoch freiwillig tun. Das 

Gleiche gilt, wenn der Patient ein ehemaliger Häftling ist, der seine Strafe verbüsst hat. 

8. Widerspruch zu den ethischen und berufsethischen Grundsätzen der 

 Gesundheitsberufe 

Die Wahrung des medizinischen Berufsgeheimnisses im Freiheitsentzug erfolgt in einem 

besonderen Umfeld, das geprägt ist durch das Zusammenleben auf engem Raum, durch 

die Abhängigkeit von anderen für alltägliche Dinge, durch oftmals langen Fristen, um 

einen Arzttermin zu erhalten, durch erhöhte Verletzlichkeit usw. [19]. Trotz dieser Schwie-

rigkeiten ist das Recht auf Wahrung der Privatsphäre in verschiedenen gesetzlichen Be-

stimmungen auf nationaler [20] und internationaler Ebene [21] verankert. Das Recht auf 

Vertraulichkeit endet nicht an den Gefängnistüren: Es hat auch im Gefängnis seine volle 

Gültigkeit. Das medizinische Berufsgeheimnis stellt für das Gesundheitspersonal ein be-

rufsethisches Gebot dar [22]. Zudem handelt es sich beim medizinischen Berufsgeheim-

nis um einen ethischen Grundsatz, der in den Bildungseinrichtungen im Gesundheitsbe-

reich (medizinische Fakultäten, Fachhochschulen für Gesundheit usw.) ab Studienbeginn 

vermittelt wird. Im Rahmen von Weiterbildungen wird erneut darauf hingewiesen. So be-
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sehen stellt das Berufsgeheimnis für alle Gesundheitsfachpersonen einer der ethischen 

und berufsethischen Grundwerte dar. Mit der Einführung einer Meldepflicht davon abzu-

weichen – wenn auch nur für eine kleine Gruppe der Gefängnisbevölkerung – gefährdet 

das Fundament der medizinischen Berufe. 

9. Abschreckung der Gesundheitsfachpersonen von der medizinischen Tätigkeit  

 im Gefängnis

Eine Meldepflicht droht die Attraktivität der Gefängnismedizin zu beeinträchtigen. Das in 

diesem Bereich tätige Gesundheitspersonal wird das Gefühl haben, eine Medizin zweiter 

Klasse auszuüben, die geringeren ethischen Anforderungen genügen muss. Es ist bereits 

heute schwierig, qualifiziertes Personal zu finden, das bereit ist, sich zu spezialisieren 

und dauerhaft in diesem Sektor zu arbeiten. Mit der Einführung der Pflicht, bei einem 

Verdacht auf Gefährlichkeit Meldung zu erstatten, wird es noch komplizierter werden, 

Personal rekrutieren und auch halten zu können. Es wäre bedauerlich, wenn das in der 

Schweiz tätige Gesundheitspersonal in Zukunft im Ausland angeworben werden müsste 

und so Ärztinnen und Ärzte angestellt würden, die aus wirtschaftlichen Gründen kaum 

eine andere Wahl haben, als in diesem Fachgebiet tätig zu sein. Ferner wird eine Mel-

depflicht auch Gesundheitsfachpersonen, die in einer privaten Praxis oder einem Spital 

ausserhalb des Gefängnisses tätig sind, davon abhalten, Gefangene zu behandeln, da 

die Meldepflicht vermutlich auch für sie gelten würde. Diese Gesundheitsfachpersonen 

nehmen heute einen beachtlichen Teil der Gesundheitsversorgung der inhaftierten Per-

sonen wahr. 
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Anhang

Genfer Gesetzesentwurf PL 11404. Entwurf zur Änderung des Einführungsgesetzes zum 
Schweizerischen Strafgesetzbuch und anderer Bundesgesetze im Strafbereich (Projet de 
loi modifiant la loi d’application du code pénal suisse et d’autres lois fédérales en matière 
pénale, LaCP) (E 4 10) vom 19. März 2014.

Art. 5A Gesundheitsfachpersonen im Gefängnisbereich (neu)
2 Die Gesundheitsfachpersonen müssen generell alle Informationen weitergeben, die für 
die Beurteilung der Gefährlichkeit der betreffenden Person nötig sind, die laufende Stra-
fen oder Massnahmen beeinflussen können oder ermöglichen, über eine eventuelle Lo-
ckerung des Straf- oder Massnahmenvollzugs zu entscheiden (inoffizielle Übersetzung). 

Der NEK lag weder der Walliser Gesetzesentwurf (Entwurf zur Änderung des Einfüh-
rungsgesetzes zum Schweizerischen Strafgesetzbuch – Artikel 28a und 28b [neu] – Aus-
kunftspflicht und Meldepflicht des Arztes) noch der Waadtländer Gesetzesentwurf vor. 
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